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Vernehmlassung: Umwandlung der integrierten Psychiatrie Winterthur in eine pri-
vatrechtliche Aktiengesellschaft 
 
Sehr geehrter Herr Regierungsrat Dr. Thomas Heiniger 
 
Für die uns gebotene Möglichkeit zur Vernehmlassung Stellung nehmen zu können, danken wir. Die EVP-Kommission 
„Gesundheit und Soziales“ unter Leitung von Kantonsrat Markus Schaaf, Zell, hat eine Stellungnahme erarbeitet, welche 
von der Parteileitung verabschiedet wurde. 
 
Die EVP steht dem geplanten Vorhaben einer Umwandlung der IPW in eine Aktiengesellschaft sehr kritisch gegenüber 
und lehnt das Vorhaben ab. Die Umwandlung in eine AG – welche dann doch mehrheitlich im Besitz des Kantons blei-
ben wird, macht keinen Sinn.  
 
Die EVP sieht durchaus, dass sich die Spitallandschaft im Kanton grundlegend geändert hat und auch die Psychiatri-
schen Institutionen vor einem weiteren Wandel stehen. Die Institutionen benötigen mehr Handlungsspielraum und –
kompetenz und müssen Entscheidungen rascher umsetzen können. Um diesen Anforderungen zu entsprechen, schla-
gen wir vor, dass die IPW in eine selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt nach dem Vorbild der ZKB, des EWZ, oder der 
GVZ umgewandelt wird. Die unternehmerische Freiheit wäre gewährleistet und das Unternehmen wäre aus der kanto-
nalen Verwaltung ausgegliedert.  
 
Die Anstellungsbedingungen bei den genannten Unternehmen entsprechen ebenfalls nicht dem Personalgesetz, son-
dern sind privatrechtlicher Natur (OR) und orientieren sich am Markt. Auch die Investitionsvorhaben und die Rech-
nungslegung erfolgen unabhängig von den Prozessen in der kantonalen Verwaltung.  
 
Sollte die Rechtsform einer AG weiterverfolgt werden, müsste nicht nur die Zustimmung des Kantonsrates sondern 
auch das obligatorische Referendum vorgesehen werden. Angesichts der Tragweite eines solchen Beschlusses erach-
ten wir die Unterstellung unter das fakultative Referendum als ungenügend. 
 
Freundliche Grüsse 
Evangelische Volkspartei (EVP) des Kantons Zürich 
Der Präsident     Der Geschäftsführer 

   
Johannes Zollinger Peter Reinhard 
Kantonsrat Kantonsrat 


